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Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gemäß § 36 Abs. 1 
Satz 2 BauGB; 
Sanierung der bestehenden Uferspundwand  in den Bereichen 
Betonwerk bzw. Salzverladung des Hafens Oberlahnstein durch 
Errichtung einer neuen Spundwand 

 
Sachverhalt: 
 
Der Betrieb Landeseigener Anlagen an Wasserstraßen (BLAW) plant die Sanierung 
der bestehenden Uferspundwand in den Bereichen Betonwerk bzw. Salzverladung 
des Hafens Oberlahnstein durch Errichtung einer neuen Spundwand gemäß § 43 
Landeswassergesetz (LWG). 
 
Über die anstehende Sanierung der Spundwände war bereits vor drei Jahren in der 
Rhein-Lahn-Zeitung berichtet worden (siehe Folgeseiten). 
 
Es handelt sich hierbei um eine Anlage in und an oberirdischen Gewässern, Anlagen 
der Gewässerbenutzung, der Gewässerunterhaltung und des Gewässerausbaus, wie 
sie in § 84 Landesbauordnung (LBauO) definiert ist und nach anderen Rechtsvor-
schriften eine Genehmigung, Bewilligung oder Erlaubnis erfordert. 
Diese Anlagen bedürfen keines bauaufsichtlichen Verfahrens. 
 
Ungeachtet dessen bestimmt § 36 Baugesetzbuch (BauGB), dass das Einverneh-
men der Gemeinde auch erforderlich ist, wenn in einem anderen Verfahren (als dem 
bauaufsichtlichen) über die Zulässigkeit eines Vorhabens entschieden wird, 
 
Dieses Einvernehmen der Gemeinde darf allerdings nur aus den sich aus den §§ 31, 
33, 34 und 35 BauGB ergebenden Gründen versagt werden. Das Einvernehmen der 
Gemeinde gilt als erteilt, wenn es nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Er-
suchens der Genehmigungsbehörde verweigert wird. Die nach Landesrecht zustän-
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dige Behörde kann ein rechtswidrig versagtes Einvernehmen der Gemeinde erset-
zen. 
 
Die Struktur- und Genehmigungsdirektion (SGD) Nord hat mit zwei am 
29. August 2019 und 2. September 2019 eingegangenen Schreiben die entspre-
chenden Antrags- und Planunterlagen für das wasserrechtliche Verfahren zur Sanie-
rung der bestehenden Uferspundwand im Bereich Betonwerk (Anlage B) und im Be-
reich Salzverladung (Anlage S) übersandt und um bauplanungs- sowie bauordnungs-
rechtliche Stellungnahme gebeten. 
 
Aus planungsrechtlicher Sicht beurteilt sich das Vorhaben nach § 34 BauGB auf-
grund seiner Lage innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils. Dort fügt es 
sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücks-
fläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung ein; die Er-
schließung ist gesichert. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse bleiben gewahrt; das Ortsbild wird nicht beeinträchtigt. Es ist damit gemäß § 34 
Abs. 1 BauGB zulässig. 
 
Für das Hafengebiet Oberlahnstein besteht der Beschluss des Stadtrates, einen Be-
bauungsplan aufzustellen. 
Aus dem Bekanntmachungstext im Rhein-Lahn-Kurier vom 1. Februar 2019 (siehe 
Folgeseiten) können die entsprechenden Einzelheiten entnommen werden. 
 
Auf der Grundlage dieses Aufstellungsbeschlusses kann zur Sicherung der Planung 
bestimmt werden, dass Vorhaben nicht durchgeführt werden dürfen (Beschluss einer 
Veränderungssperre nach § 14 BauGB) bzw. die Entscheidung über die Zulässigkeit 
von Vorhaben im Einzelfall für einen Zeitraum bis zu zwölf Monaten auszusetzen, 
wenn zu befürchten ist, dass die Durchführung der Planung durch das Vorhaben un-
möglich gemacht oder wesentlich erschwert werden würde (Zurückstellung nach 
§ 15 BauGB). 
 
Diese Umstände sind aufgrund der Notwendigkeit einer dringenden Sanierung der 
Uferspundwand nicht gegeben. 
 
Von den Maßnahmen zur Sicherung der Bauleitplanung (§14-18 BauGB) soll daher 
kein Gebrauch gemacht werden. 
 
Insoweit ist das Einvernehmen nach § 36 BauGB zu erteilen. 
 
Aus bauordnungsrechtlicher Sicht hat die Untere Bauaufsichtsbehörde der Stadt 
Lahnstein zwei Nebenbestimmungen formuliert, die zu beachten sind: So ist vor Bau-
beginn einer von einer Prüfingenieurin oder einem Prüfingenieur für Baustatik im Auf-
trag der Bauherrin oder des Bauherrn geprüfte statische Berechnung mit Beweh-
rungs- und Konstruktionszeichnungen vorzulegen. Die Prüfingenieurin oder der Prüf-
ingenieur für Baustatik hat des Weiteren die Übereinstimmung der Bauausführung 
mit den geprüften Bauunterlagen zu überprüfen und der Unteren Bauaufsichtsbe-
hörde hierüber eine Bescheinigung auszustellen. 
Diese Nebenbestimmungen werden an die SGD Nord weitergegeben. 
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Beschlussvorschlag: 
 
 
Das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 Abs. 1 BauGB wird für die beiden vorlie-
genden Anträge erteilt. 
 
 
 
Anlagen: 
 
Anlagen B und S wie beschrieben. 
 
 
 
 
 
 
(Peter Labonte) 
Oberbürgermeister   
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